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1. -Staatsgesetze 

II. Kirchenge~etze und Verordnungen 

Kirchengesetz 
· über die Wahl der Kirchenvorsteher und der Mitglieder. 
der Synode in der Evangelisch-lutherischen Kirche in · 

Lübeck . 
(Wahlgesetz) 

Vom 14; Januar 1970 

Kirchenleitung und Synode haben aufgrund von Artikel 19 
Abs. 5 und 65 Abs. 5 inVerbindung mit Artikel 94 der Kir­
chenverfassung als Kirchengesetz beschlossen : 

I. Kirchenvorsteherwahl 

§ 1 
(1) Die nach Artikel 16 Abs. 1 und 2 der Kirchenverfas­

sung zu wählenden Kirchenvorsteher werden von den wahl­
berechtigten Gemeindegliedern aufgrund eines Wahlvor­
schlages in unmittelbarer, freier, glekher und geheimer Wahl 
unter Verwendung amtlich hergestellter Stimmzettel mit ein­
faclier Stimmenmehrheit in der Reihenfolge der auf sie ent­
fallenden Stimmenzahlen gewählt. Bei Stjmmepgleichheit ent­
scheidet das Los. Die Zahl der gewählten Kirchenvorstehcir 
kann während der Dauer ihrer Amtszeit (Arti}{el 22 der Kir­
chenverfassung) nicht geändert werden. 

(2) Wahlbezirk und in der Regel auch Stimmbe?irk ist der 
gesamte Kirchengemeindebereich. Der Kirchenvorstand 
kann pfarrbezirksweise sowie für Außenorte und entfernter 
gelegene Gemeindeteile mehrere Stimmbezirke bilden, deren 
Abgrenzung, soweit erforderlich, vom Kirchenvorstand fest-• 
·zulegen ist. . 

(3) Die Wahlen zu den Kirchenvorständen werden von der 
Kirchenleitung durch öffentliche Bekanntmachung auf einen 
Sonntag so ausgeschrieben, daß zwischen dem Wahltag und 
seiner Bekanntgabe eine Frist von mindestens dreizehn Wo­
chen liegt. In der Wahlanordnung sind die Gemeindeglieder 
aufzufordern, sid~ nach den Vorschriften dieses Gesetzes an 
der Wahl zu beteiligen, und ist den Kirchenvorständen an-. 
heimzugehen, binnen einer Ausschlußfrist von zwei Wochen 
etwaige Anträge nach Artikel 16 Abs. 2 der Kirchenverfas­
sung an die Kirchenleitung ~p richten. 

(4) Nach Bekanntgabe der Wahlanordnung der Kirchen­
leitung ist durch Kanzelabkündigung, in einer alsbald einzu­
berufenden Gemeindeversammlung und in sonst geeigneter 
Weise auf die Wahl und das Wahlverfahren hinzuweisen. 

§ 2 
Wahlberechtigt. sind alle Gemeindeglieder, die am Wahl­

tage in der Wählerliste ihrer Kirchengemeinde verzeiehnet · 
stehen. Sie können ihr Wahlrecht auth durch Briefwahl aus­
üben. 

§ 3 
(1) In jeder Kirchengemeinde hat der Kirchenvorstand 

von Amts wegen aufgrund der Gemeindekartei eine Wähler­
liste anzulegen; bestehen mehrere Stimmbezirke, so kann die 
Wählerliste bezirksweise geführt werden. In die Wählerliste 
sind, soweit nicht in Absatz 2 etwas anderes bestimmt ist, alle. 
Gemeindeglieder einzutragen, die am Wahltage mindestens 
das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben. 

(2) Wer na,chweislich nicht im Besitz seiner kirchlichen 
Rechte ist, darf in die Wählerliste nicht aufgenommen werden 
und ist gegebenenfalls aus ihr zu streichen. Das gleiche gilt 
für Personen, die entmündigt sind oder unter vorläufiger Vor­
mundschaft stehen. 

(3) Die Wählerliste ist am elften Sonntag vor dem Wahltag 
für die Zeit bis ·zum Ablauf des zehnten Sonntages zur Ein­
sicht der Gemeindeglieder auszulegen. Die Auslegung ist am 
ersten Tage der Auslegungsfrist unter Angabe von Zeit und 
Ort durch Kanzelabkündigung und in sonst geeignetc;:r Weise 
bekanntzugeben. · 

§ 4 
(1) Über Maßnahmen nach § 3 Abs. 2 entscheidet der Kir­

chenvorstand durch Beschluß, der dem Betroffenen unver­
züglich mit Begrüridung schriftlich bekanntzugeben ist. 

(2) Gegen den Beschluß kann binnen einer Woche nach 
dessen Bekanntgabe· der Betroffe~e beim Kirchenvorstand 
schriftlich Beschwerde einlegen. Über die Beschwerde ent=­
scheidet die Kirchenleitµng. 

§ 5 
Zum Kirchenvorsteher kann nur gewählt werden, wer in 

der Wahlvorschlagsliste seiner Kirchengemeinde verzeichnet 
steht. 

§ 6 
(1) Die Wahlvorschlagsliste wird vom Kirchenvorstarid 

geführt. · 
(2) In die Wahlvo~schlagsliste können ·nur solche Ge­

meindeglieder aufgenommen werden, die nach Artikel 18 
Abs .. 1 µnd 4 der Kirchenverfassung wählbar sind. 
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§ 7 
(1) Alle nach § 2 wahlberechtigten Gemeindeglieder kön­

nen bis zum neunten Sonntag vor dem Wahltage die Auf­
nahme wählbarer Glieder ihrer Kirchengemeinde in die Wahl­
vorschlagsliste bdm Kirchenvorstand schriftlich beantragen. 
Per Antrag muß von -mindestens fünf wahlberechtigten Ge­
meindegliedern unterzeichnet sein. Der Kirchenvorstand 
trägt die Namen der Vorgeschlagenen in die Wahlvorschlags-

-liste ein, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen hierfür 
erfüllt sind und die Vorgeschlagenen ihrer Aufnahme zuge­
stimmt haben. 

_ (2) Auf das Verfahren bei Ablehnung eines Aufnahmean­
trages sind die Bestimmungen des § 4 entsprechend arizuwen­
den. Als Betroffene gelteri der abgelehnte Vorgeschlagene 
und der Erstunterzeichner des Aufnahmeantrages. 

§ 8 
(1) Die Wahlvorschlagsliste muß mindestens um ein Drit­

tel (nach oben aufgerundet) mehr Wahlbewerber verzeichnen, 
als Kirchenvorsteher zu wählen sind, und ist gegebenenfalls 
vom Kirchenvorstand nach Anhörung der Gemeindever­
sammlung durch Eintragung weiterer wählbarer- Gemeinde­
glieder zu vervollständigen. 

(2) Einen Monat vor dem Wahltage ist die Wahlvor­
schlagsliste, alphabetisch geordnet, der _ Gemeinde _ durch 
Kanzelabkündigung und in sonst geeigneter Weise_bekannt-
zugeben. - -

(3) Für die Wahl gilt die Wahlvorschlagsliste in der nach 
Absatz 2 bekanntgegebenen Fassung als Wahlvorschlag im 
Sinne von § 1Abs.1. - -

§ 9 
(1) Das_ Ergebnis der Wahl ist der Gemeinde durch Kan­

zelabkündigung und in sonst geeigneter Weise bekani1tzu-
·geben. _ -

(2) Binnen einer Woche nach der ersten Kanzelabkündi­
gung kann jedes wahlberechtigte Gemeindeglied schriftlich 
beim Kirchenvorstand gegen die Wahl Einspruch erheben. 
Der Einspruch kann nur mit Verletzung von Vorschriften 
über das Wahlverfahren oder mit mangelnder Wählbarkeit 
eiries Gewählten -begründet werden. 

§ 10 
(1) Über Einsprüche gegen die Wahl entscheidet die Kir-

chenleitung. -
(2) Verfahrensmängel im Sinne von § 9 Abs. 2, die auf das 

Wahlergebnis ohne Einfluß gewesen sind, machen die Wahl 
nicht ungültig. 

(3) Wird die Wahl für ungültig erklärt, so bestimmt die­
Kirchenleitung, bei welchem Abschnitt das Wahlverfahren 
zu wiederholen ist. -

(4) Wird die Wahl eines Kirchenvorstehers für_ ungültig 
erklärt, so gilt der Wahlbewerber als gewählt, der nach den 
gültig gewählten Kirchenvorstehern die meisten Stimmen 

-erhalten hat. Falls ein solcher nicht vorhanden, jst nach Arti­
kel 20 der Kirchenverfassung zu verfahren. 

§ 11 
DieVerweigerung des in Artikel 21 Abs. 2 der Kirchenver­

fassung vorgeschrieberi«;!n Gelöbnisses macht die Wahl des 
Kirchenvorstehers -ungültig. § 10 Abs. 4 ist entsprechend 
anzuwenden. · 

II. Wahlen zur Synode 

§ 12 
Die Wahlanordnung der Kirchenleitung hat zu bestimmen, 

innerhalb welcher Zeit die Wahlen zur Synode vorzunehmen 
sind, und ist mit der Feststellung zu verbinden, wie viele Pa­
storen vom Geistlichen Ministerium nach Artikel 64 Abs. 3 
der Kirchenverfassung zu wählen sind. -

§ 13 
(1) Vom Kirchenvorstand kann in die Synode als Mitglied 

oder als dessen Stellvertreter jedes Gemeindeglied gewä}:ilt 
werden, das die Wählbarkeit zum Kirchenvorsteher besitzt 
und nicht zu den Mitarbeitern der landeskirchlichen Verwal­
tung gehört. · 

(2) Im Geistlichen Ministerium wahlberechtigt und, soweit 
nicht Mitarbeiter der landeskirchlichen_ Verwaltung,• wählbar 
sind nur die in Artikel 90 Abs. 1, Halbsatz 1, der Kirchenver­
fassung genannten Pastoren und- Hilfsprediger. 

§ 14 
(1) Die Wahl kann nur in einer beschlußfähigen Sitzung 

(Artikel38 und 93 Abs. 2 der Kirchenverfassung) vorgenom­
-men werden. 

(2) Soweit Mitglieder der Synode und deren Stellvertreter 
nicht auf einstimmigen Beschluß durch Zuruf gewählt wer­
den, sind sie in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahl durch Abgabe von amtlich hergestellten Stimmze_tteln 
m~~ - . 

§ 15 
(1) Für die Wahl des Synodalen und di~ seines Stellvertre­

ters nach Artikel 64 Abs. 2 und 5 der Kirchenverfassung ist je 
ein gesonderter Wahlgang erforderlich. Die_ Wähler sind an 
Wahlvorschläge nicht gebunden. 

(2) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
Stimmen auf sich vereinigt; Stimmenthaltungen -- und · up.:. 
gültige Stimmen zählen hierbei nicht. Bleibt der erste Wahl­
gang ohne Ergebnis, so entscheidet eine Stichwahl zwischen 
den beiden Bewerbern mit der größten Stimmenzahl. Bei 
Stimmengleichheit ist die Wahl zu wiederholen. Bei erneuter 
Stimmengleichheit entscheidet das Los, das vom Vorsitzen­
den des Kirchenvorstandes zu ziehen ist. 

§ 16 
(1) Die nach Artikel 64 Abs. 3 der Kirchenverfassung zu 

wählenden Synodalen und deren Stellvertreter werden von 
den gemäß § 13 Abs. 2 Wahlberechtigten aufgrund eines 
Wahlvorschlages gewählt. Gewählt ist, wer mehr 'als die 
Hälfte der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Stimm­
enthaltungen und ungültige Stimmen zählen- hierbei nicht. 
Bleiben Wahlgänge ohne ausreichendes Ergebnis ·und bei 
Stimmengleichheit. sind die Wahlen zu wiederholen. Bei 
erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los, das vom 
Vorsitzenden der Wahlkörperschaft zu ziehen ist. 

(2) Zur Wahlsitzung hat der BischOf das Geistliche Mini­
sterium unter Einhaltung einer Frist von mindestens zwei 
Wochen zusammenzurufen. 

(3) Alle nach § 13 Abs. 2 Wahlberechtigten können bis 
zum siebten Tage vor. dem Wahlsitzungstage beim Vor­
sitzertden des Geistlichen Ministeriums die Aufnahme von 
nach § 13 Abs. 2 wahlbaren Pastoren und· Hilfspredigern in 
eine vom Vorsitzenden zu führende W~hlvorschlagsliste 
schriftlich beantragen. Der Antrag muß mindestens von zehn 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Der Vorsitzende ver­
anlaßt die Eintragung der Namen der Vorgeschlagenen in die· 
Wahlvorschlagsliste, soweit die gesetzlichen Voraussetzun­
gen hierfür erfüllt sind und die Vorgeschlagenen ihrer Auf­
nahme zugestimmt haben. Für das Verfahren bei Ablehnung 
eines Aufnahmeantrages gelten die Bestimmungen des § 7 
Abs. 2 mit der Maßgabe, daß die Zuständigkeit des Kirchen- ·_ 
vorstandes in § 4 durch _die des Bischofs im Einvernehmen 
mit den Vorsitzenden der-Pfarrkonvente ersetzt wird. 

(4) Die Wahlvorschlagsliste muß mindestens um ein Drit­
tel (nach oben aufgerundet) mehr Wahlbewerber verzeich­
nen, als Synodale zu wählen sind, und ist gegebenenfalls vom 
Bischof im Einvernehmen mit den Vorsitzenden der Pfarr­
konvente durch_ Eintragung weiterer wählbarer Mitglieder 
des Geistlichen Ministeriums zu vervollständigen. 

(5) Die Wahlvorschlagsliste ist allen Wahlberechtigten, 
alphabetisch geordnet, drei Tage vor der Wahlsitzung zuzu­
stellen. Für die Wahl gilt diese Wahlvorschlagsliste als Wahl-
vorschlag itn Sinne von Absatz 1. · 

§ 17 
(1) Jedes Mitglied einer Wahlkörperschaft kann binnen 

einer Woche nach dem Wahltage bei der Kirchenleitung Ein­
spruch gegen die Wahl einlegen. Über den: Einspruch ent­
scheidet die Kirchenleitung mit Zustimmung des Ständigen 
Ausschusses der Synode. 

(2) Für das Einspruchsverfahren gelt_en die Bestimmungen 
des § 9 Abs. 2 Satz 2 und des-§ 10 Abs.~ und 3 entsprechend. 

§ 18 
Die Verweigerung des in Artikel 65 Abs. 4 in Verbindung 

mit Artikel 21 Abs. 2 der Kirchenverfassung vorgeschriebe­
nen Gelöbnisses ·durch Mitglieder der Synode oder Stellver­
treter macht deren Wahl Ungültig. Auf ihre Ersetzung sind 
die Vorschriften des Artikels 64 Abs. 5 der Kirchen~erfassung 
entsprechend anzuwenden. 

§ 19 
(1) Für Nachwahlen (Neuwahl im Sinne von Artikel 64 _ 

Abs. 5 der Kirchenverfa~sung) gelten die Vorschriften der 
§ § 13 bis 17 entsprechend. -

-2-



(2) Ausscheidende Stellvertreter im Sinne von Artikel 64 
Abs. 5 Satz 2 der Kirchenverfa~sung sind auch die für aus­
scheidende gewählte Mitglieder der Synode eintretenden 
Stellvertreter. 

III. Schluß- und Übergangsbestimmungen 

§ 20 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tage seiner Bekanmgabe 

(Artikel 94 Abs. 3 Satz 2 der Kirchenverfassung) in Kraft. . 
· (2) Den Zeitpunkt der ersten Neuwahl der K~rchenvor­

stände gemäß den Bestimmungen di(;!ses Kirchengesetzes setzt 
die Kirchenleitung mit Zustimmung des Ständigen Ausschus­
ses der Synode fest. 

(3) Die erforderlichen Ausführungsbestimmungen zu die­
sem Kirchengesetz erläßt die Kircherileitung. 

(4) Das Kirchengesetz vom 1. Februar 1956 über die Wah­
len zu den kirchlichen Körperschaften in der Ev Auth. Kirche 
in Lübeck - KABL 1956 S. 17 -, die Durchfüh,rungsbestim­
mungen für die Wahlen zu den Kirchenvorständen vom 
1. Februar 1956 - KABl. 1956 S. 19 - und die Durchfüh­
rungsbestimmungen vom 27. Juli 1960 für die. vom Geist­
lichen Ministerium vorzunehmenden Wahlen - KABl. 1960 
S. 58 - treten mit dem Tage der Bekanntgabe dieses Kircheh-
gesetzes außer Kraft. · · 

Der Vorsitzende der Kird;1enleitung 
gez. D. H. Meyer 

Bischof 

Der Präses der Synode 
i. V. gez. Dr, Carus 

Das vorstehende von der Synode am 7. Januar· 1970 ~nd 
von derXirchenleitung am 14, Januar.1970 beschlossene Kir­
chengesetz wird verkündet. 

Lübeck, den 1. Februar 1970 
Die Kirchenleitung 

gez. Göldner 
Oberkirchenrat · 

Ausführungsbestimmungen 
zum Kirchengesetz vom 14. Januar 1970 über die Wahl 
der Kirchenvorsteher und der Mitglieder der Synode in 
der' Evangelisch-lutherischen Kirche in Lübeck 

Vom 28.Januar 1970 

Aufgrund von § 20 Absatz 3 des Kirchengesetzes .vom 
14. Januar 1970 über die Wahl der Kirchenvorsteher upd der 
Mitglieder der Synode in der Evangelisch-lutherischen 
Kirche in Lübeck (Wahlgesetz - WG-) erläßt die Kfrchen­
leitung die nachstehenden Ausführungsbestimmungen: 

I. Kirchen vod te'herwahl 

§ 1 
Die Kirchenleitung gibt den Wahltermin (§ 1 Abs. 3 WG) 

bis zum siebzehnten Sonntag vor dem Wahltage bekannt. Im 
unmitteJbaren Anschluß an die Bekanntgabe der \X!ahlanord­
nung beginnen die Kirchenvorstände mit den Wahlvorberei­
tungen. 

§ 2 
Die erforderlichen näheren Bestimmungen ·über Einrich­

tung und Fortschreibung der Gemeindeka_rteien trifft die 
· Kirchenleitung durch Verwaltungsanordnungen· · gemäß 

Artikel 82 der Kirchenverfassung. · · · . 

§ 3 
Nicht im Besitz ihrer kirchlichen Rechte (§ 3 Abs. 2 und 

§ 6 Abs. 2 WG) sind lediglich die in Artikel 13 Abs~ 1 und 2 
der Kirchenverfassung genannten Personen. 

§ 4 
(1) Die Wählerliste ist in Listen- oder Karteiform zu füh­

ren und nach Straßen und Hausnummern zu ordnen .. 
(2) ·Falls mehrere Stimmbezirke gebildet werden (§ 1 

Abs. 2 WG), sind für jeden Stimmbezirk gesonderte Wähler-
listen anzulegen. · 

(3) Wird eine bereits beste.b,~nde Wählerliste weitergeführt, 
so sind darin zunächst die Gemeindeglieder zu streichen, von 
denen bekannt ist, daß sie inzwischen durch Tod, Fortzug 
oder aus sonstigen Gründen aus der Gemeinde ausgeschieden 
sind. · 

(4) Die Wählerlisten sind bis zum elften Sonntag vor dem 
Wahltag fertigzustellen und sodann in Urschrift oder Durch­
schrift g~mäß § 3 Abs. 3 WG zur Einsicht der Gemeinde­
glieder auszulegen. 

(5) Beschwerden aufgrund von § 4 Abs. 2 WG, denen er 
nicht selbst abhelfen will, hat der Kirchenvorstand tinver"' 
~üglichmit seiner Stefümgnahme· der Kirchenleitung zur Ent­
scheidung vorzulegen. Die Beschwerdeentscheidung· der 
Kirchenleitung muß bis zum dritten Tage vor dem Wahl­
tag dem Kirchenvorstand und dem. Beschwerdeführer zuge-
gangen sein. . . 

· (6) Am letzten Sonntag vor dem Wahltag sind die Wähler­
listen zu schließen und vom Vorsitzenden urid einem weite­
ren Mitglied des Kirchenvorstandes zu unterzeichnen. Berich­
tigungen aufgrund einer Beschwerdeentscheidung nach Ab­
satz 5 Satz 2 sind noch zu berücksichtigen. 

§ 5 
(1) Die Wahlvorschlagsliste ist am fünften Sonntag vor 

dem Wahltag zu schließen, unbeschadet der nach § 8 Abs. 1 
WG vorgesehenen Vervollständigung, in alphabetisch geord­
neter Gestalt vom Vorsitzenden und einem weiteren Mit­
glied des Kirchenvorstandes zu unterzeichnen und im Zuge 
des in § 8 Abs. 2 WG vorgeschriebenen Verfahrens in Ur­
schrift oder Durchschrift bis zum ersten Sonntag vor dem 
Wahltag zur Einsicht "der. Gemeindeglieder auszulegen. 
, (2) Für d_as Beschwerdeverfahren aufgrund von § 7 Abs. 2 

WG gelten die. Vorschriften des § 4 Abs. 5 Sat.z l entspre­
chend. Die Beschwerdeentscheidung der Kirchenldtung muß 

· bis zum fünften Sonntag vor dem Wahltag dem Kirchenvor-
stand und den Betroffenen zugegangen sein. . 

§ 6 
Die in der Wählerliste verzeichneten Gemeindeglieder hat 

der Kirchenvorstand bis zum zweiten Sonntag vor dem Wahl­
tag von der bevorstehenden Wahl unter Angabe von Zeitund 
Ort schriftlich zu benachrichtigen; die Benachrichtigung 
ist mit. einer Bestätigung ihrer Eintragung in die Wählerliste 
bei Angabe der Eintragungsnummer und mit der Übersen­
dung eines Abdrucks der Wahlvorschlagsliste zu verbinden. 

§ 7 
· (1) Die Wahl findet für jeden Stimmbezirk (§ 1 Abs. 2 · 
WG) während der Zeit von acht bis achtzehn Uhr statt: un:d 
zwar möglichst in einem kirchlichen Raum .. 

(2) Der Kirchenvorst~.nd bestellt für· jeden Stimmbezirk 
einen Wahlvorsteher, einen Schriftführer und einen Beisitzer; 
diese bilden den Wahlvorstand. Für jedes Mitglied des Wahl­
vorstandes ist ein Stellvertreter zu berufen. Außer Kirchen­
vorstehern können auch geeignete wahlberechtigte Gemein-
deglieder berufen werden. · 

(3) Die Mitglieder des Wahlvorstandes sind vom Vor­
sitzenden des Kirchenvorstandes oder einem anderen Kir­
chenvorsteher. vor Beginn der Wahlhandlung auf gewissen­

. hafte Amtsführung, insbesondere Wahrung der Orqnung des 
Wahlverfahrens und der Geheimhaltung der Wahl, durch 
Handschlag zu verpflichten . 
. (4) Während der. Dauer der Wahlhandlung (Absatz 1) 

sowie bei Prüfung· der Stimmzettel und bei Feststellung des 
.. Wahlergebnisses müssen die Mitglieder des Wahlvorstandes 

oder ihre Vertreter an wesen:d sein. . 
· · (5) Beschlüsse des Wahlvorstandes werden mit Stimmen­
mehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Wahlvorstehers den Ausschlag. · 

· (6) Während der Wahlhandlung und der Ermittlung des 
Wahlergebnisses hat jedermann Zutritt zum Wahlraum, soweit 
das ·ohne Störung des Wahlgeschäftes möglich ist. 

§ 8 
(1) Alle Stimmzettel müssen die gleiche Größe und Farbe 

haben und dürfen nicht mit äußeren Merkmalen versehen 
sein, durch die sie sich in einer das Wahlgeheimnis gefährden­
·den Weise unter anderen herausheben. Sie sind amtlich her­
zustellen und müssen außer der vollständigen; . alphabetisch 
geordneten Wahlvorschlagsliste die Angabe enthalten, wie­
viele Kirchenvorsteher in der Kirchengemeinde zu wählen 
sind. Jeder Stimmzettel muß bei Aushändigung an den Wäh­
ler mit dem Kirchensiegel versehen sein. · 

(2) Der Wähler kreuzt auf dem Stimmzettel deutlich 
höchstens so viele Namen an, wie Kirchenvorsteher zu wäh­
len sind~ Personen, deren Namen auf derri Stimmzettel nicht 
enthalten sind, können nicht gewählt werden. . . 

(3) Der Wahlvorstand hat dafür zu sorgen, daß der Wähler 
das Ank;reuzen unter Wahrung des Wahlgeheimnisses vor­
nehmen kann. 
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(4) Unmittelbar vor Beginn der Wahlhandlung hat sich 
der Wahlvorstand davon zu überzeugen, daß die Wahlurne 
leer ist. 

§ 9 
(1) Der Wähler übergibt seinen Stimmzettel zusammen­

gefaltet persönlich dem Wahlvorsteher oder dem Beisitzer, 
der ihn sofort nach Prüfung, der Wahlberechtigung ung~öffnet 
in die Wahlurne legt. · 

(2) Als Wahlberechtigungsausweis gilt die Wahlbenach­
richtigung ( § 6). Es kann verlangt werden, daß der Wähler 
sich über seine Person ausweist, insbesondere dann, wenn die 
Wahlbenachrichtigung n.icht vorgelegt werden kann. 

(3) Abwesende können sich bei der Stimmabgabe .. nicht 
vertreten lassen. · · 

(4) Jede Stimmabgabe.ist in der Wählerliste zu vermerken. 
(5) Nach Ablauf der für die Wahl festgesetzten Zeit wird 

die Wahlhandlung vom Wahlvorsteher geschlossen. 

§ 10 
{1) Wahlberechtigte Gemeindeglieder (§ 2 WG), die sich 

am Wahltage während der Wahlzeit außerhalb ihres Wahl­
bezirk~ aufhalten oder infolge Krankheit~ hohen Alters, eines 
körperlichen ·Gebrechens oder sonst ihres körperlichen Zu­
standes wegen den Wahlraum nicht oder nur unter nicht zu­
mutbaren Schwierigkeiten aufzusuche_n imstande· sind, kön­
nen brieflich abstimmen, wenn sie spätestens acht· Tage vor 
der Wahl beim Kirchenvorstand die Aush~ndigurig eines 
Stimmzettels beantragen.· D~e Aushändigung ist in der Wäh::. 
lerliste zu vermerken. 

(2) Der Stimmzettel muß in verschlossenem Umschlag 
·spätestens entweder am Tage vor dem Wahltag beim Kir­
chenvorstand oder bis zum Ende der Wahl bei dem Wahl-

. vorsteher wieder eingegangen sein; verspätet eingehende 
Wahlbriefe bleiben unberücksichtigt. Der .Wahlvorsteher hat 
den bei ihm 'eingegangenen oder ihm vom. Kirchenvorstand 
bis zum Beginn der Wahl auszuhändigenden Wahlbriefen die 
Stimmzettel zu entnehmen und diese ungeöffnet in die Wahl­
urne zu legen. 

§ 11 
(1) Nach Beendigung der Wahlhandlung sind die Stimm­

zettel vom Wahlvorstand aus der Wahlurne herauszunehmei1, 
zu zählen und mit der festzustellenden Zahl der nach den Ab­
stimrtmngsvermerken in der Wählerliste abgegebenen Stirn- . 
men zu vergleichen. Abweichungen sind in der Wahlnieder­
schrift zu vermerken. 

(2) Jeder Stimmzettel wird einzeln entfaltet und vorgele­
sen. Die auf die einzelnen Vorgeschlagenen entfallenden Stim­
men werden vom Wahlvorstand in einet Liste und Gegenliste 
gezählt. 

(3) Ungültig sind andere als amtlich hergestellte Stimm­
zettel und solche, auf denen vom Wähler Bemerkungen ange­

. bracht sind oder kein Name der Wahlvorschlagsliste ange­
kreuzt ist. Auf dem Stimmzettel vom Wähler· hinzugefügte 
Namen gelten als nicht geschrieben. 

(4) Sind mehr Narrten angekreuzt als Kirchenvorsteher zu 
wählen sind, so bleiben die angekreuzten Namen, die in der 
alphabetischen Reihenfolge an letzter Stelle s.tehe:n, unberück­
sichtigt. 

(5) Beanstandete Stimmzettel sind, mit fortlaufender Num­
mer versehen, der Wahlnkderschrift beizufügen. _Die übrigen 
Stimmzettel sind aufzubewahren, bis die Gültigkeit der Wahl 
feststeht. 

§ 12 
(1) Nach Auszählung der Stimmen stellt der Wahlvor-· 

stand die Ordnungsmäßigkeit der Wahlund· das Wahlergeb­
nis fest. 

· (2) Gewählt sind nach Maßgabe der Zahl der zu wählenden' 
Kirchenvorsteher diejenigen Vorgeschlagenen, die die mei­
sten Stimmen erhalten haben .. Bei Stimmengleichheit ent­
scheidet das Los, das vom Wahlvorsteher zu ziehen ist. 

(3) Über die .Wahlhandlung und das Wahlergebnis ist eine 
Niederschrifr aufzunehmen, die von dem Wahlvorstand zu 
unterschreiben ist. Auf etwaige Beanstandungen ist in der 
Niederschrift hinzuweisen. 

§ 13 
' (1) Bestehen in einer Kirchengemeinde mehrere Stimm­

bezirke, so wird das Gesamtergebnis durch den Kirchenvor­
stand aufgrund der Einzelergebnisse in den einzelnen Stimm­
bezirken festgestellt. Dabei ist nach.§ _12 Abs. 2 zu verfahren. 

(2) Die Niederschrift über die Feststellung des Gesamt­
ergebnisses ist von dem Vorsitze.nden und.zwei Mitgliedern 
des Kirchenvorstandes zu unterzeichnen. · · · 

§ 14 
(1) Die Namen der gewählten Kirchenvorsteher sind der 

Kirchengemeinde durch Kanzelabkündigung am nächsten 
auf die· Wahl folgenden Sonntag und- in sonst geeigneter 
Weise bekanntzugeben. Bei der Bekanntgabe ist auf das Ein­
spruchsrecht aus § 9 Abs. 2 WG ausdrücklich hinzuweisen. 

(2) · Einsprüche gegen die Wahl sind mit einer Stellung­
nahme des Kirchenvorstandes unverzüglich der .Kirchenlei­
tung zur Entscheidung vorzulegen. 

§ 15 
(1) Sobald das Wahlergebnis feststeht, hat der Kirchenvor­

stand die Namen der gewählten Kirchenvorsteher· der Kir-
chenleitung mitzuteilen. · 

(2) Die gültig gewählten Kirchenvorsteher werden durch 
einen Pastor ihrer Kirchengemeinde in einem Hauptgotte~­
dienst in ihr Amt eingeführt. Bei ihrer Einführung müssen sie 
das in Artikel 21 Abs. 2 der Kirchenverfassung vorgeschrie­
bene Gelöbnis ablegen. 

§ 16 
Die Akten über die Wahl sind beim Kirchenvorstand zu 

verwahren. Die Stimmzettel sind nach Ablauf von sechs Mo­
naten seit Abschluß des Wahlverfahrens zu vernichten. 

II. Wahlen zur Synode 

§ 17 
Das aus der Kirchengemeinde in die Synode zu entsen­

dende Gemeindeglied und dessen Stellvertreter -- beide müs­
sen die Wählbarkeit als Kirchenvorsteher besitzen - sind 
vom Kirchenvorstand - in einer beschlußfähigen Sitzung 
(Artikel 38 der Kirchenverfassung) zu wählen, zu der unter 
Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens 
e_iner Woche eingeladen werden muß .. Die Wahl kann auf ei?­
stimmigen Beschluß dui;ch Zuruf geschehen. Andernfalls ist 
nach § 15 WG zu verfahren. 

§ 18 
(1) Für die vom Geistlichen Ministerium durchzuführen­

den Wahlen zur Synode sind amtlich hergest~llte Stimmz~ttel 
zu verwenden, die außer der vollstänqigen, alphabetisch 
geordneten Wahlvorschlagsliste di~ Angabe enthalten müs­
sen, wieviele Synodale und Stellvertreter zu wählen sind~ Alle 
Stimmzettel müssen die gleiche Größe und F:;i.rbe haben und 
dürfen nicht mit äußeren Merkmalen versehen sein, durch die 
sie sich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden .Weise 
unter anderen hervorheben. 

(2) Für die Wahl der Synodalen und die ihrer Stellvertre­
ter ist je ein gesondertes Wahlverfahren erforderljch. 

(3) Jeder Wähler kreuzt auf seinem Stimmzettel deutlich 
höchstens so viele Namen an, wie Synodale bzw. Stellvertreter 
zu wählen sind. Als gewählt gelten in der ·Reihenfolge der 
Zahl der für sie abgegebenen Stimmen diejenigen, die mehr 
als die Hälfte der abgegebenen Stimmen auf 'sich vereinigt 
haben. · 

(4) Ergibt der erste Wahlgang nicht die notwendige Zahl 
von Gewählten, so schließen sich ein zweiter und gegebenen­
falls weitere Wahlgänge an, bis alle zu Wählenden ein~ Mehr­
heit von mehr als der Hälfte der abgegebenen Stjmmen erhal-· 
ten haben. Vor jedem Wahlgang sind auf dem Stirrimzet~el 
die Namen der in den vorhergehenden Wahlgängen bereits 
Gewählten zu streichen. 
. (5) VereinigeO: sich bei einem Wahlgang mehr als die Hälfte 
der abgegebenen Stimmen auf mehr Vorgeschlagene als zu 
wählen sind so entscheidet die Reihenfolge der Höhe der 
auf sie gef;llenen Stimmenzahlen. Bei Stimmengleichheit 
unter den Vorgeschlagenen mit der niedrigsten Stimmenzahl 
jener Reihenfolge ist die Wahl hinsichtlich dieser Vorgeschla· 
genen zu wiederholen. Bei erneuter Stimmen~le~chheit ~n~­
scheidet das Los, das vom Vorsitzenden des Geistlichen Mini­
steriums zu ziehen ist. 

§ 19 
Über die Wahlhandlung und das Wahlergebnis ist eine 

Niederschrift anzufertigen. Die Stimmzettel sind aufzube­
wahren, bis die Gültigkeit der Wahl feststeht. 

Die vorstehenden von der_ Kirchenleitung am 28. Januar 
1970 beschlossenen Ausführungsbestimmungen werden ver­
öffentlicht. 

Lµbeck, den 1. Februar 1970 
Die Kirchenleitung 

Göldner 
Oberkirchenrat 

-4-



III. Bekanntmachungen 
Bekanntmachung betr. Konvente 

Das Geistliche Ministeri~m hat am 26. Februar 1969 die 
Bildung von fünf Konventen beschlossen. Diese Konven,te 
gelten als Pfarrkonvente im Sinne des § 31, Absatz 3 des Pfar­
rergesetzes der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche 
Deutschlands vom 14. Juni 1963 (vgl. Artikel I, Ziffer 8 des 
Kirchengesetzes über die Anwendung des Pfarrergesetzes der 
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands 
im Bereich der Evangelisch-lutherischen Kirche ·in Lübeck 
vom 26. November 1969 - KABL Seite 301 -). 

Burgtor-Konvent 
(Nordkonvent) 

St. Lorenz-Travemünde 
Dreifaltigkeit 
St. Johannes 
St. Michael 
St. Markus 
St. Matthäi 
St. Jakobi 
St. Stephanus 
Jugendpastor 
Direktor des Diakonischen 
Werkes 

Holstentor-Konvent 
(Westkonvent) 

Paul Gerhardt 
Bodelschwingh 
St. Lorenz 
St. Marien 
Melanchthon 
Luther 
Bugenhagen 
Schulpasto.t 
Landeskirchlicher Pastor 
Frauenarbeit 

Mühlentor-Konvent 
(Südkonvent) 

Joh. Hinr. Wiehern 
St. Georg-Genin 
Kreuz 
Dom 
St. Jürgen 
St. Lukas 
St. Martin 
St. Augustinus 
Behlendorf 
Nusse 
Studentenpastor 
Schulpastor 

H üxtertor-Kon ven t 
(Ostkonvent) 

St. Aegidien 
St. Gertrud 
Auferstehung 
St. Thomas 
St. Philippus 
St. Christophorus 
St. Arrdreas-Schlutup 
Schulpastor 
Sozialpastor 
Frauenarbeit 
BGS-Pastor 
Gefängnispastorin 

Konvent der landeskirchlichen Pastoren 
3 Schulpastoren Landeskirchlicher Pastor 
Jugendpastor Frauenarbeit (2 Pastorinnen) 
Studentenpastor Gefängnispastorin . · 
Sozialpastor Direktor des Diakonischen 
BGS-Pastor Werkes 

Die Kirchenleitung 
gez. Göldner 

Oberkirchenrat 

IV .. Kirchliche Organe 
Diakonischer Beirat 

Ausgeschieden ist: Berufen wurde: 
Oberin Erika Gerstung .. Oberin Ilse Ahlgrim. 

V. Personalnachrichten 
Kirchenkanzlei 

Unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit 
wurde Kirchenassessor Hans-Martin Fuchs zum Kirchenrat 
ernannt. · 

VI. Mitteilungen 

,. 
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